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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. April 1965 

II/l— 68070— 5405/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik/Rechtsangleichung in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats über Maßnahmen gegen die Ein- 
schleppung von Schadorganismen der Pflanzen in die Mit- 
gliedstaaten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 31. März 1965 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. Eine Entscheidung über 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist noch 
nicht getroffen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Stücklen 


Druck; Bonner Universitäts-Budidruckerci, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über Maßnahmen gegen die Einschleppung von 
Schadorganismen der Pflanzen in die Mitgliedstaaten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Pflanzenerzeugung nimmt in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft einen hervorragenden Platz 
ein. 

Der Erfolg der Pflanzenerzeugung ist ständig 
durch Schadorganismen tierischer und pflanzlicher 
Art sowie durch Viren bedroht. 

Der Schutz der Pflanzen gegen diese Schadorganis- 
men dient nicht nur dazu, ein Absinken der Produk- 
tionskraft zu verhindern, sondern auch dazu, die 
Produktivität der Landwirtschaft zu steigern. 

Die Bekämpfung der Schadorganismen im Innern 
der Staaten durch ihre planmäßige Ausschaltung 
an Ort und Stelle wäre ohne größeren Sinn, wenn 
nicht gleichzeitig eine Abschirmung gegen die Ein- 
schleppung erfolgte. 

Diese Notwendigkeiten sind schon frühzeitig 
erkannt worden, und es sind zahlreiche nationale 
Vorschriften und internationale Abkommen ge- 
schaffen worden, von denen das unter der Schirm- 
herrschaft der Food and Agriculture Organization 
der Vereinten Nationen stehende Internationale 
Pflanzenschutzabkommen vom 6. Dezember 1951 
derzeit weltweite Bedeutung hat. 

Das Internationale Pflanzenschutzabkommen hat 
ebenso wie die enge Zusammenarbeit der Staaten 
innerhalb der Pflanzenschutz-Organisation für 
Europa und den Mittelmeerraum bereits in gewis- 
sem Umfange zu einer Annäherung des Pflanzen- 
schutzrechts geführt. 

Trotz dieser bestehenden internationalen Zusam- 
menarbeit ist es erforderlich, die Maßnahmen gegen 
die Einschleppung von Schadorganismen in die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft noch besser aufeinander abzustimmen. I 

I 

Einmal ist es notwendig, eine gemeinsame Ab- I 
wehr gegen das Eindringen von Schadorganismen i 
aus dritten Ländern zu erreichen und andererseits 
muß mit zunehmendem Abbau der Schranken und 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Warenaus- 


tausch eine Neuordnung der pflanzensanitären 
Überwachung erreicht werden. 

Eine der wichtigsten Maßnahmen ist dabei die 
Inventarisierung der besonders gefährlichen Schad- 
organismen, deren Verbringung in die Mitgliedstaa- 
ten mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln ver- 
boten, und derjenigen Schadorganismen, deren Ein- 
schleppung zumindest an bestimmten Pflanzen ver- 
hindert werden muß. 

Da das Vorhandensein einiger dieser Schad- 
organismen beim Verbringen von Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnissen aus den Wirtsländern dieser 
Organismen wirksam nicht überwacht werden kann, 
ist es notwendig, in beschränktem Maße absolute 
Verbringungsverbote oder die Vornahme besonde- 
rer Kontrollen in den Erzeugerländern vorzusehen. 

Für bestimmte Schadorganismen, die auf Grund 
besonderer Gegebenheiten und nur für einzelne 
Mitgliedstaaten von Bedeutung sind, genügt es, 
diese zur Einbeziehung der Schadorganismen in das 
gemeinschaftliche Pflanzenschutzsystem zu gestat- 
ten. 

Ein Abbau der bisher allgemein stattfindenden 
doppelten pflanzensanitären Untersuchungen im 
Versandland und im Empflangsland soll beim Ver- 
bringen von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen so- 
wie Erde von Mitgliedstaaten in andere Mitglied- 
staaten dadurch eingeleitet werden, daß die Ver- 
sandländer verpflichtet werden, ihre pflanzensani- 
tären Untersuchungen obligatorisch zu machen und 
zu verstärken, um ein Verbringen von gefährlichen 
Schadorganismen mit Pflanzen und Pflanzenerzeug- 
nissen sowie Erde in das Bestimmungsland weit- 
gehend von vornherein auszuschließen. 

Führt die pflanzensanitäre Untersuchung zu einem 
befriedigenden Ergebnis, so soll dies in dem bereits 
durch das Internationale Pflanzenschutzabkommen 
eingeführten Pflanzengesundheitszeugnis nieder- 
gelegt werden. 

Um überflüssige neue Untersuchungen zu erspa- 
ren, sollen unter bestimmten Voraussetzungen für 
Sendungen, die, versehen mit einem Pflanzen- 
gesundheitszeugnis, aus anderen Ländern kommen, 
pflanzensanitäre Weiterversendungszeugnisse vor- 
gesehen werden. 

Gibt eine wirksame pflanzensanitäre Unter- 
suchung beim Ausführen von Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnissen sowie Erde eine Gewähr für ihr 
Freisein von Schadorganismen, so können die syste- 
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matischen Kontrollen beim Verbringen in das Emp- 
fangsland abgebaut werden. 

Ein solcher Abbau kann nur schrittweise erfol- 
gen, weil die Mitgliedstaaten erst ein gewisses Ver- 
trauen in das Funktionieren der Kontrollsysteme in 
den Versandländern gewinnen müssen. 

Es erscheint in diesem Zusammenhang gerecht- 
fertigt, für eine Periode von vier Jahren nach Be- 
kanntgabe der Richtlinie noch allgemeine syste- 
matische Einfuhruntersuchungen zuzulassen, wäh- 
rend alle übrigen Vorschriften der Richtlinie bereits 
zwei Jahre nach der Bekanntgabe in die nationale 
Gesetzgebung umgesetzt werden müssen. 

Nach Ablauf des vierjährigen Zeitabschnitts sol- 
len außer bestimmten formellen Kontrollen, wie 
hinsichtlich der Identität und des Vorhandenseins 
eines Pflanzengesundheitszeugnisses, nur noch in 
begrenztem Umfange oder aus bestimmtem Anlaß 
pflanzensanitäre Einfuhruntersuchungen zulässig 
sein. 

Diese Kontrollen sollen sich auf gelegentliche 
Stichprobenuntersuchungen und auf Fälle beschrän- 
ken, in denen ein Befall nach der Untersuchung im 
Versandland zu besorgen ist, oder in denen ein 
Anhaltspunkt für einen Befall gegeben ist, wie bei 
der Herkunft von Pflanzen aus einem besonders 
stark befallenen Gebiet oder aus Mitgliedstaaten, 
in denen etwa die pflanzensanitären Untersuchun- 
gen vor dem Versand noch nicht sorgfältig genug 
vorgenommen werden. 

Dagegen ist es erforderlich, daß die Mitgliedstaa- 
ten dritten Ländern gegenüber mindestens syste- 
matische Einfuhruntersuchungen im Hinblick auf die 
wichtigsten Träger von Schadorganismen vorschrei- 
ben. 

Andererseits ist es notwendig, den Mitgliedstaa- 
ten in bestimmten Fällen die Möglichkeit einzu- 
räumen, Ausnahmen von einigen zwingenden Vor- 
schriften zuzulassen, insbesondere im Verhältnis zu 
Mitgliedstaaten, die ihnen gegenüber auf die An- 
wendung solcher Vorschriften verzichten. 

Den Mitglicdstaaten muß weiterhin die Möglich- 
keit Vorbehalten bleiben, bei dringender Gefahr 
einer Einschleppung oder Ausbreitung von Schad- 
organismen Abwehrmaßnahmen zu treffen, die in 
dieser Richtlinie nicht vorgesehen sind. 

Von dieser Richtlinie sollen vorerst pflanzen- 
sanitäre Maßnahmen gegen Vorratsschädlinge aus- 
geklammert bleiben — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf Maßnahmen ge- 
gen das Verbringen von Schadorganismen der Pflan- 
zen in Mitgliedstaaten aus anderen Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern. 


Artikel 2 

Es sind 

a) Pflanzen: lebende Pflanzen und lebende Teile 
von Pflanzen einschließlich der frischen Früchte 
und der Samen; 

b) Pflanzenerzeugnisse: Erzeugnisse pflanzlichen 
Ursprungs, unverarbeitet oder durch einfache 
Verfahren, wie Vermahlen, Pressen, Trocknen, 
Fermentieren oder Sägen bearbeitet, soweit sie 
nicht Pflanzen sind; 

c) Schadorganismen: Schädlinge der Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnisse tierischer und pflanzlicher 
Art sowie Viren. 

Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die in 
Anlage I Teil A genannten Schadorganismen nicht 
in ihr Gebiet verbracht werden dürfen. 

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die in 
Anlage II Teil A genannten Pflanzen nicht in ihr 
Gebiet verbracht werden dürfen, wenn sie von den 
dort genannten Schadorganismen befallen sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, daß 
die in Anlage II Teil A genannten Schadorganismen 
nicht in ihr Gebiet verbracht werden dürfen, wenn 
sie isoliert sind oder wenn sie sich an anderen als 
den dort genannten Befallsgegenständen befinden. 

(4) Die in Anlage I Teil B und Anlage II Teil B 
genannten Mitgliedstaaten können vorschreiben, 
daß die dort genannten Schadorganismen nicht in 
ihr Gebiet verbracht werden dürfen. 

Artikel 4 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die in 
Anlage III Teil A genannten Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnisse sowie Erde nicht in ihr Gebiet ver- 
bracht werden dürfen, soweit sie aus den dort ge- 
nannten Ländern stammen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können 

a) vor schreiben, daß die in Anlage III Teil B mit 
Bezug auf die genannten Pflanzen, Pflanzen- 
erzeugnisse und anderen Gegenstände während 
der dort vorgesehenen Zeitabschnitte nicht in 
ihr Gebiet verbracht werden dürfen; 

b) vorschreiben, daß das Verbringen von Nadel- 
holz mit Rinde in ihr Gebiet auch dann verboten 
ist, wenn es aus Ländern kommt, die zwar nicht 
in Anlage III Teil A Nr. 1 genannt sind, die aber 
die Einfuhr von Nadelholz mit Rinde, das aus 
den in der vorgenannten Anlage aufgeführten 
Ländern stammt, nicht verbieten; 

c) von den anderen Mitgliedstaaten, aus denen 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder Erde der in 
Anlage III Teil A genannten Art in ihr Gebiet 
verbracht werden sollen, ein amtliches Zeugnis 
darüber verlangen, aus welchem Staat diese 
Erzeugnisse stammen. 
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Artikel 5 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die in 
Anlage IV Teil A genannten Pflanzen in ihr Gebiet 
nur verbracht werden dürfen, wenn sie die dort 
genannten Anforderungen erfüllen. 

(2) Die in Anlage IV Teil B genannten Mitglied- 
staaten können vorschreiben, daß die dort genann- 
ten Pflanzen in ihr Gebiet nur verbracht werden 
dürfen, wenn sie die dort genannten Anforderun- 
gen erfüllen. 

A r t i k el 6 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben für das Verbrin- 
gen der in Anlage V genannten Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnisse sowie Erde in einem anderen Mit- 
gliedstaat mindestens vor, daß diese sowie ihr Ver- 
packungsmaterial und ihre Beförderungsmittel von 
Beauftragten ihres Pflanzenschutzdienstes insgesamt 
oder durch Entnahme charakteristischer Durch- 
schnittsproben gründlich darauf untersucht werden, 

a) daß sie nicht von den in Anlage I Teil A genann- 
ten Schadorganismen befallen sind, 

b) hinsichtlich der in Anlage II Teil A genannten 
Pflanzen, daß sie nicht von den dort genannten 
Schadorganismen befallen sind, 

c) hinsichtlich der in Anlage IV Teil A genannten 
Pflanzen, daß sie die dort genannten besonderen 
Anforderungen erfüllen. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung für 
das Verbringen von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen 
und anderen Gegenständen, ihrem Verpackungs- 
material und ihren Beförderungsmitteln in einen 
Mitgliedstaat, soweit dieser von einer der in Arti- 
kel 3 Absätze 3 oder 4 oder in Artikel 5 Absatz 2 
vorgesehenen Ermächtigungen Gebrauch macht. 


Artikel 7 

(1) Kann auf Grund der in Artikel 6 vorgeschrie- 
benen Untersuchung angenommen werden, daß die 
dort genannten Voraussetzungen erfüllt sind, so 
wird in amtliches Pflanzengesundheitszeugnis nach 
dem Muster der Anlage VII Teil A mindestens in 
einer Amtssprache der Gemeinschaft, vorzugsweise 
der des Bestimmungslandes, ausgestellt. Beim Ver- 
bringen von Erde treten in diesem Zeugnis an die 
Stelle der Worte „beschriebenen Pflanzen, Pflan- 
zenteile oder pflanzliche Erzeugnisse" die Worte 
„beschriebene Erde". 

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die in 
Anlage V genannten Pflanzen und Pflanzenerzeug- 
nisse sowie Erde in einen anderen Mitgliedstaat nur 
verbracht werden dürfen, wenn sie von dem nach 
Absatz 1 ausgestellten Pflanzengesundheitszeugnis 
begleitet sind. Das Pflanzengesundheitszeugnis darf 
nicht früher als 14 Tage vor dem Tag ausgestellt 
sein, an dem die Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 
sowie Erde das Versandland verlassen. 


Artikel 8 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben, soweit nicht 
einer der in Absatz 2 genannten Fälle vorliegt, vor, 
daß die in Anlage V genannten Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnisse sowie Erde, die aus einem Mitglied- 
staat in ihr Gebiet verbracht worden sind und von 
dort in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
verbracht werden, von einer neuen Untersuchung 
nach den Vorschriften des Artikels 6 befreit ist, wenn 
wenn die Sendung von einem amtlichen Pflanzen- 
gesundheitszeugnis nach dem Muster der An- 
lage VII Teil A eines Mitgliedsstaats begleitet ist. 

(2) Ist eine Sendung aus einem Mitgliedstaat in 
einem zweiten Mitgliedstaat geteilt worden, hat 
dort eine Zwischenlagerung stattgefunden, ist dort 
die Verpackung geändert worden oder ist die Sen- 
dung dort in den freien Verkehr gelangt, und soll 
die Sendung dann in einen dritten Mitgliedstaat 
verbracht werden, so schreiben die Mitgliedstaaten 
vor, daß die Sendung von einer neuen Untersuchung 
nach den Vorschriften des Artikel 6 befreit ist, wenn 
von einem Beauftragten des Pflanzenschutzdienstes 
des zweiten Mitgliedstaats festgestellt worden ist, 
daß auf seinem Gebiet keine Veränderung der Pflan- 
zen, Pflanzenerzeugnisse oder Erde eingetreten ist, 
die eine Einhaltung der in Artikel 6 genannten Vor- 
aussetzungen in Frage stellt. In diesem Fall wird 
ein pflanzensanitäres Weiterversendungszeugnis 
nach dem Muster der Anlage VII Teil B in einer 
Amtssprache der Gemeinschaft, vorzugsweise der 
des Bestimmungslandes, ausgestellt. 

Das Weiterversendungszeugnis hat die Sendung 
neben dem amtlichen Pflanzengesundheitszeugnis 
der Sendung oder einer amtlich beglaubigten Kopie 
dieses Zeugnisses zu begleiten. 

Das pflanzensanitäre Weiterversendungszeugnis 
darf nicht früher als 14 Tage vor dem Tag ausgestellt 
sein, an dem die Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 
sowie Erde das Versandland verlassen. 

(3) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, daß 
die in Absatz 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechend auf Sendungen angewandt werden, die 
aus einem dritten Land kommen, oder bei denen die 
Teilung, die Zwischenlagerung, die Änderung der 
Verpackung oder der Freiverkehr in einem dritten 
Land stattgefunden hat. 

(4) Hat die Teilung einer Sendung aus einem Mit- 
gliedstaat oder einem dritten Land, ihre Zwischen- 
lagerung, die Änderung ihrer Verpackung oder ihr 
Freiverkehr in irgendeinemMitgliedstaat oder einem 
dritten Land stattgefunden, so schreiben die Mit- 
gliedstaaten vor, daß der Sendung beim späteren 
Verbringen in einen weiteren Mitgliedstaat ein 
etwa ausgestelltes pflanzensanitäres Weiterversen- 
dungszeugnis oder dessen amtlich beglaubigte Kopie 
beizufügen ist. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die in 
Anlage IV Teil A genannten Pflanzen, die aus 
einem anderen Mitgliedstaat oder aus einem dritten 
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Land stammen, in einen anderen Mitgliedstaat nur 
verbracht werden dürfen, wenn sie von einem amt- 
lichen Pflanzengesundheitszeugnis nach dem Muster 
der Anlage VII Teil A des Landes, aus dem sie 
stammen, oder von einer amtlich beglaubigten Kopie 
dieses Zeugnisses begleitet sind. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung für 
das Verbringen der in Anlage IV Teil B genannten 
Pflanzen in das Gebiet eines dort genannten Mit- 
gliedstaats. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß Pflanzen, 
Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstände, ihr 
Verpackungsmaterial und ihre Beförderungsmittel 
soweit nicht nach Artikel 3, 4 oder 5 ein Verbrin- 
gungsverbot besteht, beim Verbringen aus einem 
anderen Mitgliedstaat in ihr Gebiet Beschränkungen 
im Zusammenhang mit pflanzensanitären Maßnah- 
men nur unterliegen, wenn 

a) die nach Artikel 7, 8 oder 9 genannten Zeug- 
nisse nicht vorgelegt werden; 

b) die in Anlage VI genannten Pflanzen nicht wirk- 
sam entseucht sind; 

c) Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse sowie Erde 

nicht über vorgeschriebene Einlaßstellen ver- i 
bracht werden; ■ 

d) Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse sowie Erde 
für eine nach Absatz 3 zugelassene amtliche Kon- ' 
trolle nicht ordnungsgemäß dargelegt werden; 

e) die für eine in dieser Richtlinie vorgesehene | 

Maßnahme zu entrichtenden Gebühren nicht ge- j 
zahlt werden; | 

f) diese Beschränkungen aufgrund von Artikel 14 
vorgesehen sind. 

(2) Sie dürfen für das Pflanzengesundheitszeugnis 
nur die folgende zusätzliche Erklärung verlangen: 

„Die (Name des Mitgliedstaates) 

Pflanzenschutzvorschriften 

sind beachtet". 

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen über eine amtliche 
Kontrolle der Identität und der nach Absatz 1 zuge- 
lassenen Anforderungen hinaus eine amtliche Kon- 
trolle auf die Einhaltung der nach Artikel 3 und 5 
erlassenen Vorschriften nur vorsehen, 

a) als gelegentliche Stichprobenuntersuchungen; 

b) wenn während der Beförderung, insbesondere 
wegen ihres Weges oder ihrer Dauer ein Befall 
mit in Anlage I oder II genannten Schadorganis- 
men oder deren Entwicklung zu besorgen ist; 

i 

c) wenn ein sonstiger begründeter Anhaltspunkt 
dafür besteht, daß eine der genannten Anforde- 
rungen nicht erfüllt ist; 

d) wenn die Sendung aus einem dritten Land 

stammt, und soweit nicht schon in einem anderen 
Mitgliedstaat eine Untersuchung aufgrund von 
Artikel 1 1 Absatz 1 Buchstabe a) stattgefunden i 
hat. 1 


(4) Wird festgestellt, daß ein Teil einer Sendung 
von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder Erde mit 
in Anlage I oder II genannten Schadorganismen be- 
fallen ist, so wird das Verbringen des übrigen Teils 
nicht verboten, wenn dieser Teil des Befalls nicht 
verdächtig ist und wenn eine Ausbreitung der Schad- 
organismen beim Trennen der Teile ausgeschlossen 
erscheint. 

(5) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die beim 
Verbringen von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen 
sowie Erde in ihr Gebiet vorgelegten Pflanzenge- 
sundheits- und Weiterversendungszeugnisse mit 
einem Eingangsstempel versehen werden, der min- 
destens den Namen der zuständigen Dienststelle so- 
wie das Eingangsdatum angibt. 


Artikel 11 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben für das Verbrin- 
gen der in Anlage V genannten Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnisse sowie Erde, die aus dritten Ländern 
stammen, in ihr Gebiet mindestens vor, 

a) daß die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und Erde 
sowie ihr Verpackungsmaterial und ihre Beför- 
derungsmittel regelmäßig von Beauftragten ihres 
Pflanzenschutzdienstes insgesamt oder durch Ent- 
nahme charakteristischer Durchschnittsproben 
gründlich darauf untersucht werden; 

i) daß sie nicht von den in Anlage I Teil A ge- 
nannten Schadorganismen befallen sind, 

ii) hinsichtlich der in Anlage II Teil A genann- 
ten Pflanzen, daß sie nicht von den dort ge- 
nannten Schadorganismen befallen sind, 

iii) hinsichtlich der in Anlage IV Teil A ge- 
nannten Pflanzen, daß sie die dort genannten 
besonderen Anforderungen erfüllen; 

b) daß sie von den nach Artikel 7, 8 oder 9 vorge- 
schriebenen Zeugnissen begleitet sein müssen, 
und daß ein Ptlanzengesundheitszeugnis nicht 
früher als 14 Tage vor dem Tag ausgestellt sein 
darf, an dem die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 
oder Erde das letzte Versandland verlassen 
haben. 

(2) Absatz 1 Buchstabe a findet keine Anwendung, 
soweit eine Sendung in das Gebiet eines Mitglied- 
staates über einen anderen Mitgliedstaat verbracht 
wird, der bereits die in Absatz 1 Buchstabe a vorge- 
schriebene Untersuchung durchgeführt hat. 


Artikel 12 

(1) Die Mitgliedstaaten können, soweit eine Aus- 
breitung von Schadorganismen nicht zu besorgen 
ist, 

a) in Einzelfällen Ausnahmen vorsehen 

i) von Artikel 4 Absatz 1, 

ii) von Artikel 3, 5 und 11 für Versuchs- oder 
wissenschaftliche Zwecke sowie für Pflan- 
zenzüchtungsvorhaben, 
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iii) von Artikel 11, wenn der Befall bestimmter j 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder Erde mit 
bestimmten Schadorganismen, soweit sie be- 
reits innerhalb der Gemeinschaft vorhanden 
sind, geringfügig ist; 

b) allgemein oder in Einzelfällen Ausnahmen vor- 
sehen; 

i) von Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 11 für 
die Durchfuhr durch ihr Gebiet sowie für den 
unmittelbaren Verkehr zwischen zwei Orten 
ihres Gebietes über das Gebiet eines ande- 
ren Staates; 

ii) von Artikel 3, 5 und 11, wenn die Pflanzen, 
Pflanzenerzeugnisse oder Erde unmittelbar 
aus einem andern Mitgliedstaat über das 
Gebiet eines dritten Landes in ihr Gebiet 
verbracht werden; 

iii) von Artikel 11, wenn es sich handelt um 
aa) Umzugsgut, 

bb) kleine Mengen von Topfpflanzen, von 
Kränzen mit Pflanzenteilen oder von 
Sträußen sowie von Nahrungs- oder Fut- 
termitteln, wenn sie zum nichtgewerb- 
lichen Gebrauch des Besitzers oder Emp- 
fängers dienen oder zum Verbrauch 
während der Beförderung bestimmt 
sind; 

cc) Pflanzen, die von Grundstücken inner- 
halb des Grenzbezirks eines dritten Lan- 
des stammen, die von benachbarten 
Wohn- oder Wirtschaftsgebäuden in- 
nerhalb des Grenzbezirks ihres Gebie- 
tes aus bewirtschaftet werden; 

dd) Saat- und Pflanzgut für Grundstücke in 
ihrem Grenzbezirk, die von benachbar- 
ten Wohn- oder Wirtschaftsgebäuden 
innerhalb des Grenzbezirks eines dritten 
Landes aus bewirtschaftet werden; 

(2) Die Mitgliedstaaten können für das Verbringen 
von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen sowie Erde in 
einen anderen Mitgliedstaat Ausnahmen von Ar- 
tikel 6, 7, 8 und 9 in dem Umfang vorsehen, in wel- 
chem die Pflanzenschutzgesetzgebung dieses Mit- 
gliedstaates darauf verzichtet, daß der ausführende 
Staat die genannten Artikel anwendet. 


Artikel 13 

Jeder Mitgliedstaat kann bei dringender Gefahr 
einer Einschleppung oder Ausbreitung von Schad- 
organismen in seinem Gebiet, auch solcher, die in 
den Anlagen nicht genannt sind, über die in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen hinaus bis zum 
Inkrafttreten von diesbezüglichen Vorschriften des 
Ministerrats oder der Kommission die zur Abwehr 
dieser Gefahr erforderlichen Maßnahmen durchfüh- 
ren. Die Maßnahmen werden der Kommission unver- 
züglich mitgeteilt, die die übrigen Mitgliedstaaten 
hiervon in Kenntnis setzt. 


Artikel 14 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
besondere pflanzensanitäre Maßnahmen gegen Vor- 
ratsschädlinge beim Verbringen von Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnissen in ihr Gebiet zu treffen. 


Artikel 15 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
den Bestimmungen dieser Richtlinie und ihrer An- 
lagen binnen zwei Jahren, und soweit durch Artikel 
10 Absatz 3 das Recht zur Durchführung amtlicher 
Kontrollen eingeschränkt wird, binnen vier Jahren 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über alle künftigen Entwürfe von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem durch 
diese Richtlinie geregelten Gebiet zu treffen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig, daß die Kommission hierzu 
Stellung nehmen kann. 

(3) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion unverzüglich von allen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie in Anwendung dieser 
Richtlinie erlassen haben. Die Kommission unter- 
richtet die anderen Mitgliedstaaten hiervon. 


Artikel 16 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Anlage I 

(zu Artikel 3, 6 und 11) 


A. Schadorganismen, deren Verbringen in alle Mitgliedstaaten untersagt ist 

1. Tiere in allen Entwicklungsstadien, lebend: 

1. Ceratitis capitata Wied. 

2. Conotrachelus nenuphar Herbst 

3. Hyphantria cunea Drury 

4. Laspeyresia molesta Busck 

5. Phthorimaea operculella Zell. 

6. Popillia japonica Newman 

7. Prodenia litura F. 

8. Prodenia littoralis Boisd. 

9. Rhagoletis pomonella Walsh 

10. Viteus vitifolii Fitch 

2. Tiere in allen Entwicklungsstadien, nicht nachweislich tot: 

1. Heterodera rostochiensis Wr. 

2. Quadraspidiotus perniciosus Comst. 

3. Bakterien: 

1. Aplanobacterium populi Rid. 

2. Corynebacterium sepedonicum (Spieck. et Kotth.) Skaptason et Burkh. 

3. Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al. 

4. Pilze: 

1. Cronartium fusiforme (Hedge, et Hunt) 

2. Cronartium quereuum. (Berk.) Miyabe 

3. Endothia parasitica (Murr.) And. et And. 

4. Guignardia laricina (Saw.) Yam et Ito. 

5. Hypoxylon pruinatum (Klotsche) Cke. 

6. Septoria musiva Peck 

7. Synchytrium endobioticum (Schilb.) Perc. 

5. Viren: 

1. Viren von Cydonia Mill., Malus Mill., Prunus L., Pyrus L., Ribes L., 
Rubus L. 

2. Viren der Erdbeeren (Fragaria [Tourn.] L.) 
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3. Viren der Kartoffeln (Solanum tuberosum L.); 

a) Potato spindle tuber virus 

b) Potato Stunt virus 

c) Potato witsches' broom virus 

d) Potato yellow dwarf virus 

e) Potato yellow vein virus 

4. Viren der Pappeln (Populus L.) 

5. Viren der Rosen (Rosa L.) 

6. Viren der Weinrebe (Vitis L. partim) 


B, Schadorganismeiir deren Verbringen in bestimmte Mitgliedstaaten untersagt 

werden kann 

1. Tiere in allen Entwicklungsstadien, lebend: 


Art ! 

Mitgliedstaat 

1. Aleurocanthus woglumi Ashby 

Italien 

2. Anastrepha fraterculus Wied. 

Italien 

3. Anastrepha ludens Loew 

Italien 

4. Aphis citricidus Kirk. 

Italien 

5. Busseola fusca Hmps. 

Italien 

6. Gonipterus scutellatus Gyll. 

Italien 

7. Dacus dorsalis Hendel 

Italien 

8. Dialeurodes citri Ril. et How. 

Italien 

9. Iridomyrmex humilis Mayr 

Frankreich, Italien 

10. Phoracantha semipunctata F. 

Italien 

11. Pseudaulacaspis pentagona Targ. 

Frankreich, Italien 

12. Pseudococcus comstocki Kuw. 

Frankreich, Italien 

Pilze: 


Art 

1 Mitgliedstaat 

1. Cronartium ribicola J. C. Fischer 

Italien 

2. Diaporthe citri Wolf 

Italien 

3. Dibotryon morbosum (Schw.) Theiss. et Syd. 

Italien 

4. Diplodia natalensis Evans 

Italien 

5. Elsinoe Fawcetti Bitanc, et Jenk. 

Italien 

Viren: 


Art 

Mitgliedstaat 

1. Viren von Zitrus (Citrus L.) 

Frankreich, Italien 
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Anlage II 

(zu Artikel 3, 6 und 11) 


A. Schadorganismen, deren Verbringen in alle Mitgliedstaaten untersagt ist, wenn 
sie sich an bestimmten Pflanzen befinden 


1. Tiere in allen Entwicklungsstadien, lebend: 


Art 


Befallsgogenstand 


1. Acalla schalleriana F. 

2. Anarsia lineatella Zell. 

3. Diarthronomyia chrysanthemi 
Ahlb. 

4. Ditylenchus destructor Thorne 

5. Ditylenchus dipsaci (Kuhn) Filip. 

6. Gracilaria azaleella Brants 

7. Lampetia equestris F. 

8. Rhagoletis cerasi L. 

9. Scolytidae, soweit innerhalb der 
Gemeinschaft noch nicht vorhan- 
den 

10. Taeniothrips simplex Moris 

11. Tortrix pronubana Hbn. 


Azaleen (Rhododendron L. partim) 

Cydonia MilL, Malus Mill. Prunus 
L., Pyrus L., Ribes L., Rubus L. 

Chrysanthemen (Chrysanthemum 
[Tourn.] L. partim) 

Blumenzwiebeln und -knollen 
Blumenzwiebeln und -knollen 
Azaleen (Rhododendron L. partim) 
Blumenzwiebeln und -knollen 
Kirschen (Prunus avium L.) 

Holz von Koniferen 

I 

Knollen der Gladiolen 
(Gladiolus [Tourn.] L.) 

! Nelken (Dianthus L.) 


2. Bakterien: 


Art 


Befallsgegenstand 


1. Agrobacterium tumefaciens (Sm. 
et Towns.) Conn. 


2, Pseudomonas marginata 
(McCull.) Stapp 

3. Xanthomonas begoniae (Takim.) 
Dows. 


Bewurzelte Pflanzen von Coto- 
neaster B. Ehrhart, Cydonia Mill., 
Malus Mill., Prunus L., Pyrus L., 
Ribes L., Rosa L., Rubus L., Vitis L. 

Knollen der Gladiolen (Gladiolus 
[Tourn.] L.) und der Freesien 
(Freesia Klatt) 

Begonien (Begonia L.), ausgenom- 
men Früchte, Samen und Knollen 


3. Pilze: 


Art 


Befallsgegenstand 


1. Ascochyta chrysanthemi Stev. 

2. Botrytis convoluta Whetz. et 
Drayt. 

3. Ceratocystis fagacearum (Bretz) 
Hunt 


Chrysanthemen (Chrysanthemum 
[Tourn.] L. partim) 

Rhizome von Iris (Iris L.) 

Pflanzen von Castanea Mill. und 
Quercus L. 
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Art 


Befallsgegenstand 


4. Fusarium oxysporum Schlecht, f. 
narcissi (Cke. et Mass.) Snyd. et 
Hans. 

5. Fusarium oxysporum Schlecht, f. 
gladioli (Mass.) Snyd. et Hans. 

6. Ovulinia azaleae Weiss 

7. Phytophthora fragariae Hickman 

8. Puccinia horiana P. Henn. 

9. Sclerotinia bulborum (Wakk.) 
Rehm 

10. Sclerotinia gladioli (Mass.) Drayt, 

11. Sclerotium tuliparum Kleb. 

12. Septoria azaleae Vogl. 

13. Septoria gladioli Pass. 

14. Verticillium albo-atrum Rke. et 
Berth. 


Zwiebeln der Narzissen 
(Narcissus L.) 

Knollen von Freesien (Freesia 
Klatt. Gladiolen (Gladiolus [Tourn.] 
L.) und Krokus (Crocus L.) 

Azaleen (Rhododendron L. partim) 

Erdbeeren (Fragaria [Tourn.] L.), 
ausgenommen Früchte und Samen 

Chrysanthemen (Chrysanthemum 
[Tourn.] L. partim) 

Blumenzwiebeln 

Blumenzwiebeln und -knollen 
Blumenzwiebeln und -knollen 
Azaleen (Rhododendron L. partim) 
Blumenzwiebeln und -knollen 
Hopfen (Humulus lupulus L.) 


B. Schadorganismen, deren Verbringen in bestimmte Mitgliedstaaten 
untersagt werden kann 

1. Tiere in allen Entwicklungsstadien, lebend: 


Art 

Befallsgegenstand 

Mitgliedstaat 

Eurytoma amygdali End. 

Mandelbaum (Prunus 
amygdalus Bätsch) 

Italien 

Bakterien: 

Art 

Befallsgegenstand 

Mitgliedstaat 

1. Corynebacterium flaccum- 

Bohnen (Phaseolus L.) 

Italien 

faciens (Hedges) Dows. 



2. Xanthomonas citri 

Zitrus (Citrus L.) aus- 

Frankreich, 

(Hasse) Dows. 

genommen Früchte 

Italien 

Pilze: 

Art 

Befallsgegenstand 

Mitgliedstaat 

1. Ascochyta chlorospora Speg. 

Mandelbaum (Prunus 
amygdalus Bätsch) 

Italien 

2. Corticium salmonicolor 

Zitrus (Citrus L.) 

Italien 

Berk, et Broome 



3. Gloeosporium limetticola 
Clausen 

Zitrus (Citrus L.) 

Frankreich, 

Italien 

4. Gloeosporium perennans 

Zell, et Childs 

Apfelbaum (Malus 
pumila Mill.) 

Italien 
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Anlage III 

(zu Artikel 4) 


A. Verbringungsverbote für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und Erde 
in alle Mitgliedstaaten 


Bezeichnung 


Ursprungsland 


1. Holz von Nadelholzbäumen (Gymnospermae) mit 
Rinde 


Länder in den gemäßigten 
und subarktischen Zonen 
anderer Erdteile 


2. Pflanzen von Castanea Mill. und Quercus L., aus- 
genommen Früchte und Samen 

3. Holz mit Rinde und Rinde von Castanea Mill. und 
Quercus L. 


dritte Länder 
Kanada und USA 


4. Pappelpflanzen (Populus L.), ausgenommen 
Früchte und Samen 


amerikanische Länder 


5. Pflanzen von Abies Mill., Larix Mill., Pinus L., 
und Tsuga Carr., ausgenommen Früchte und 
Samen 


außereuropäische Länder 


6. Pflanzen von Prunus armeniaca L., Prunus triloba 
LindL, Prunus insititia L., Prunus corasiferaEhrh., 
Prunus persica (L.) Bätsch, und Prunus domestica 
L., ausgenommen Früchte und Samen 

7. Erde a) die Pflanzenteile oder Humus enthält, 

ausgenommen Torf 

b) die Pflanzen anhaftet oder ihnen beige- 
fügt ist, ausgenommen Torf 


Bulgarien, Jugoslawien 


außereuropäische Länder 
Japan, Kanada, USA 


B. Zulässige Verbringungsverbote für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 
und andere Gegenstände in bestimmte Mitgliedstaaten 


Bezeichnung 

Zeitabschnitt 

Mitgliedstaat 

1. Pflanzen von Eukalyptus (Eucalyptus L'FIer.), 
ausgenommen Früchte und Samen 

I 

ganzjährig 

Italien 

2. Pflanzen von Laubbäumen und -sträuchern, 
ausgenommen Früchte und Samen 

16. 4.— 30. 9. 

Belgien, 

Deutschland, 

Luxemburg, 

Niederlande 

3. Trockenes Holz und Pflanzen der Weinrebe 
(Vitis L. partim), ausgenommen Früchte und 
Samen sowie einjähriges Schnittholz und ein- 
jährige Edelreiser 

ganzjährig 

Deutschland 

4. Gebrauchte Weinbergpfähle 

ganzjährig 

Deutschland 
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Anlage IV 

(zu Artikel 5, 6, 9 und 11) 


A. Besondere Anforderungen für alle Mitgliedstaaten 


Pllanzen Anforderungen 

1. Früchte und Samen von Castanea Mill. Erzeugung in Gebieten, die nicht 

und Quercus L. der Ursprungsländer von Ceratocystis fagacearum 
Kanada und USA (Bretz) Hunt befallen sind 

2, Pflanzen mit anhaftender Erde Erzeugung in Gebieten, die nicht 

von Popillia japonica Newman be- 
fallen sind 

Amtliche Feststellung, daß Anbau- 
betrieb frei von Synchytrium endo- 
bioticum (Schilb.) Perc. 

Amtliche Bodenuntersuchung, daß 
Anbaufläche frei von Heterodcra 
rostochiensis Wr, 

5. Konsumkartoffeln (Solanum tuberosum Unterbindung der Keimfähigkeit 
L.) der Ursprungsländer Kanada und 

USA 

6. Bewurzelte Pflanzen, die eingepflanzt Amtliche Feststellung, daß Anbau- 
oder zur Anpflanzung bestimmt sind fläche frei von Synchytrium endo- 

bioticum (Schilb.) Perc. und Hete- 
rodera rostochiensis Wr. 

7. Cydonia Milk, Malus Milk, Prunus L., Amtliche Feststellung, daß die 

Pyrus L., Ribes L., Rubus L., ausgenom- Pflanzen auf der Anbaufläche wäh- 

men Zierreiser, Früchte und Samen rend der letzten abgeschlossenen 

Vegetationsperiode keine Anzei- 
chen von Viruskrankheiten und 
von Erwinia amylovora (Burrill) 
Winslow et ak gezeigt haben. 

8. Rosen (Rosa L.), ausgenommen Schnitt- Amtliche Feststellung, daß die 

blumen, Früchte und Samen Pflanzen auf der Anbaufläche wäh- 

rend der letzten abgeschlossenen 
Vegetationsperiode keine Anzei- 
chen von Viruskrankheiten gezeigt 
haben. 

9. Weinreben (Vitis L. partim), ausge- Amtliche Feststellung, daß die 

nommen Früchte und Samen Pflanzen auf der Anbaufläche wäh- 

rend der letzten abgeschlossenen 
Vegetationsperiode keine Anzei- 
chen von Viruskrankheiten und 
Viteus vitifolii Fitch gezeigt haben. 

10. Erdbeeren (Fragaria [Tourn.] L.), aus- Amtliche Feststellung, daß wäh- 
genommen Früchte und Samen rend der letzten abgeschlossenen 

Vegetationsperiode die auf der 
Anbaufläche etwa von Virus- 
krankheiten und Phytophthora 
fragariae Hickman befallenen oder 
des Befalls verdächtigen Pflanzen 
vernichtet worden sind. 


3. Knollen der Kartoffel (Solanum tube- 
rosum L.) 

4. Pflanzkartoffeln (Solanum tuberosum 
L.) 
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B. Zulässige besondere Anforderungen für bestimmte Mitgliedstaaten 


Pflanzen 


Anforderungen 


Mitglied- 

staat 


1 . 


Zitrus (Citrus L.), ausgenommen Früchte Amtliche Feststellung, 
und Samen daß die Pflanzen auf 

der Anbaufläche wäh- 
rend der letzten abge- 
schlossenen Vegeta- 
tionsperiode keine An- 
zeichen von Virus- 
krankheiten gezeigt 
haben 


Frankreich, 

Italien 
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Anlage V 

(zu Artikel 6, 7, 8 und 11) 


A. Pflanzen und Erde, die aus Mitgliedstaaten oder dritten Ländern stammen: 

1. Pflanzen, ausgenommen Früchte und Samen: 

a) verholzende Dicotyledoneae 

b) Chrysanthemen (Chrysanthemum [Tourn.] L. partim) 

c) Erdbeeren (Fragaria [Tourn.] L.) 

d) Nelken (Dianthus L.) 

e) Begonien (Begonia L.) 

f) Hopfen (Kumulus lupulus L.) 

g) Kartoffeln (Solanum tuberosum L.) 

h) Zwiebeln und Knollen von Blumen und Rhizome von Iris (Iris L.) in Vege- 
tationsruhe 

i) sonstige bewurzelte Pflanzen, die eingepflanzt oder zur Anpflanzung be- 
stimmt sind 

2. Früchte von: 

a) Citrus L., mit Ausnahme der Zitronen (Citrus medica L.) 

b) Cydonia Mill. 

c) Malus Mill. 

d) Prunus L. 

e) Pyrus L. 

f) Ribes L. 

g) Rubus L. 

h) Vitis L. 

3. Erde 

a) die Pflanzenteile oder Humus enthält, ausgenommen Torf 

b) die Pflanzen anhaftet oder beigefügt ist, ausgenommen Torf. 


B. Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse, 
die aus bestimmten dritten Ländern stammen: 

1. Rohholz, grob zugrichtetes Holz, Schnittholz und Holzabfälle einschließlich 
Sägespäne, von Castanea Mill. und Quercus L. aus Kanada und USA stam- 
mend. 

2. Früchte und Samen von Castanea Mill. und Quercus L. aus Kanada und USA 
stammend. 

3. Pflanzen der Angiospermae, ausgenommen Früchte und Samen, aus Japan, 
Kanada und USA stammend. 

4. Früchte mit ganz oder teilweise fleischiger Fruchtwand aus Japan, Kanada 
und USA stammend. 
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5. Pflanzen aus Österreich, Griechenland, Ungarn, Rumänien, Tschechoslowakei, 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und Jugoslawien stammend: 

a) Angiospermae mit Ausnahme 

i) ihrer unterirdischen Teile sowie ihrer Früchte und Samen 

ii) der Monocotyledoneae beim Verbringen in der Zeit vom 1. November 
bis 15. April eines jeden Jahres 

b) Früchte mit ganz oder teilweise fleischiger Fruchtwand mit Ausnahme von 
Tomaten (Solanum lycopersicum L.) beim Verbringen in der Zeit vom 
1. November bis 15. April eines jeden Jahres. 
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Anlage VI 

(zu Artikel 10) 


Entseuchung 


Pflanzen von: 

Acer L., Cotoneaster B. Ehrhart, Crataegus L., Cydonia MilL, Evonymus L., 
Fagus L., Juglans L., Ligustrum L., Malus MilL, Populus L., Prunus L., Pyrus L., 
Ribes L., Rosa L., Salix L., Sorbus L., Syringa L., Tilia L., Ulmus L., Vitis L., aus- 
genommen Früchte, Samen und unterirdische Teile. 
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Anlage VII 

(zu Artikel 7, 8, 9, 10 und 11) 


A. 


Muster 


Pflanzengesundheitszeugnis 


Pflanzenschutzdienst 

von (Land) Nr 

Es wird hiermit bescheinigt, 

daß die unten beschriebenen Pflanzen, Pflanzenteile oder pflanzlichen Erzeug- 
nisse insgesamt oder durch Entnahme charakteristischer Durchschnittsproben, 

am (Datum) durch (Name) 

einen bevollmächtigten Beamten des 

Pflanzenschutzdienstes, gründlich untersucht und nach seiner besten Kenntnis 
praktisch frei von gefährlichen Krankheiten und Schädlingen befunden wurden 
und daß angenommen wird, daß die Sendung den bestehenden Pflanzenschutz- 
vorschriften des Einfuhrlandes wie in der nachstehenden zusätzlichen Erklärung 
oder anderweit angegeben genügt. 


Begasung oder Desinfektionsbehandlung (wenn vom Einfuhrland gefordert) 

Datum: 

Behandlung: 

Dauer der Behandlung: 

Chemikalie und Konzentration: 


Zusätzliche Erklärung: 


19 


(Unterschrift) 


(Dienststellung) 


(Dienstsiegel) 
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Beschreibung der Sendung 

Name, Vorname und Adresse des Absenders: 

Name, Vorname und Adresse des Empfängers: 

Zahl und Beschreibung der Stücke: 

Unterscheidungsmerkmale: 

Ursprung (wenn von Einfuhrland gefordert): 

Transportmittel: 

Grenzübertrittsort: 

Menge und Name des Erzeugnisses: 

Botanischer Name (wenn vom Einfuhrland gefordert): 
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B. 


Muster 


Pflanzensanitäres Weiterversendungszeugnis 


Pflanzenschutzdienst 

von Nr. 

(Staat) 


Es wird hiermit bescheinigt, 


daß die in der unten beschriebenen Sendung enthaltenen Pflanzen, Pflanzen- 
erzeugnisse oder anderen Gegenstände 

am aus 

nach 


(Staat, in dem das Zeugnis ausgestellt wird) 

verbracht worden sind und vom Pflanzengcsundheitszeugnis Nr 

von dem beglaubigte/Fotokopie beigefügt ist, begleitet waren, 
daß während des Aufenthaltes in 


(Staat, in dem das Zeugnis ausgestellt wird) 

keine Veränderung der Sendung eingetreten ist, die den Pflanzenschutzbestim- 
mungen des Einfuhrstaates zuwiderläuft. 


Beschreibung der Sendung 

Name und Anschrift des Absenders: 

Name und Anschrift des Empfängers: 

Anzahl, Art und Einzelgewicht der Packstücke: 


Zeichen der Packstücke: 

Transportmittel: 

Gesamtgewicht und Bezeichnung des Inhalts: 


, den 


(Unterschrift) 


(Dienstsiegel) 
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Begründung 


I. 

Beraten mit den Mitgliedstaaten in den Sitzungen 
der 

a) Arbeitsgruppe „Pflanzenschutzrecht'' 
am 19. /20. Dezember 1960 

18./19. Juli 1961 
17./19. März 1964 
20./21. Oktober 1964 

b) Untergruppe „Pflanzensanitäre Verkehrsvor- 
schriften" 

am 13. /14. April 1961 

5. / 6. Oktober 1961 
13. /15. Februar 1962 

6. / 8. November 1962 
12./14. März 1963 

10. /12. September 1963 
2./ 4. Dezember 1963 

c) Untergruppe „Pflanzenschutz in der Forstwirt- 
schaft" 

am 7./ 8. Juni 1960 
17./18. Januar 1962 
6./ 8. November 1962 

d) Untergruppe „Pflanzenschutz in der Landwirt- 
schaft" 

am 13. /15. Februar 1962 
6./ 8. November 1962 

II . 

Anhörung der im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft zusammengeschlossenen Berufs- 
organisationen 

Die Anhörung ist auf schriftlichem Wege erfolgt. 
Wesentliche Einwände sind nicht erhoben worden. 
Die Anhörung hatte eine Reihe von Änderungen 
des Entwurfs zur Folge. 

III. 

Begründung; 

1. Die Pflanzenerzeugung ist ein sehr wichtiger 
Sektor innerhalb der Landwirtschaft. Die Stei- 
gerung dieser Produktion nach Menge und 


Qualität ist eines der wesentlichen agrarpoliti- 
schen Ziele der Gemeinschaft. 

Eine ^solche Steigerung ist nur möglich, wenn 
die Pflanzenwelt einen ausreichenden Schutz 
gegen Schadorganismen, das heißt gegen ge- 
fährliche Krankheitserreger und Schädlinge, er- 
hält, deren Ausbreitung eine ständige Gefah- 
renquelle darstellt. Dieser Schutz wird einmal 
durch die planmäßige Bekämpfung von Schad- 
organismen am Ort ihres Auftretens innerhalb 
der einzelnen Staaten durchgeführt. Gleichzeitig 
werden aber allenthalben Maßnahmen ergrif- 
fen, um einen Befall der Kulturen durch eine 
Abschirmung gegen das Eindringen, also gegen 
eine Einschleppung aus dem Ausland zu ver- 
hindern, da andernfalls die Inlandsbekämpfung 
ohne großen Sinn wäre. 

2. Schon frühzeitig haben deshalb die einzelnen 
Staaten den Schutz gegen die Einschleppung 
von Schadorganismen der Pflanzen zum Gegen- 
stand ihrer Rechtssetzung gemacht. Um diese 
Gesetzgebungen miteinander in Gleichklang zu 
bringen, um die Ausbreitung von Schadorganis- 
men zu verhindern, aber auch, um ungerecht- 
fertigte Beschränkungen des internationalen 
Warenaustausches zu vermeiden, bemühen sich 
bereits seit vielen Jahren internationale Orga- 
nisationen um eine gewisse Harmonisierung 
der nationalen Vorschriften. Dies gilt insbeson- 
dere für die Food and Agriculture Organisation 
der Vereinten Nationen (FAO), deren Initiative 
das Internationale Pflanzenschutzabkommen 
vom 6. Dezember 1951 zu verdanken ist, und 
für die Pflanzenschutz-Organisation für Europa 
und den Mittelmeerraum (EPPO). 

3. Die Arbeiten dieser Organisationen, denen eine 
Vielzahl von Staaten angehören, können jedoch 
nicht ausreichen, um eine Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften herbeizu- 
führen, welche das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes behindern oder zumindest be- 
einträchtigen. 

Es ist deshalb erforderlich, 

a) in den Mitgliedstaaten die Bekämpfung der 
Schadorganismen der Pflanzen zu verstär- 
ken, 

b) einen ausreichenden Schutz gegen die Ein- 
schleppung aus dritten Ländern zu schaffen 
und 

c) die innerhalb der Gemeinschaft bestehenden 
Schranken allmählich abzubauen. 

Während die Arbeiten für das erstgenannte 
Ziel anlaufen, soll dem Entwurf einer Richtlinie 
über Maßnahmen gegen die Einschleppung von 
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Schadorganismen der Pflanzen in die Mitglied- 
staaten zur Erreichung der anderen beiden Ziele | 

eine Priorität eingeräumt werden. ! 

I 

Dies ist um so dringlicher, als die Verordnung j 
Nr. 23 über die schrittweise Errichtung einer ! 
gemeinsamen Marktorganisation für Obst und ; 
Gemüse und die sich hierauf gründenden 
weiteren Vorschriften nur zur vollen Wirksam- 
keit kommen können, wenn die Pflanzenschutz- 
maßnahmen harmonisiert werden. 

4. Die Rechtsgrundlage für eine solche Harmoni- 
sierung der Gesetzgebungen sieht die Kommis- 
sion in Artikel 43 des Vertrages von Rom. 

5. Andererseits werden durch eine Harmonisie- 
rung die Rechte der Mitgliedstaaten aus Arti- 
kel 36 des Vertrages von Rom eingeschränkt, 
wonach diese berechtigt sind, zum Schutz der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tie- 
ren und Pflanzen Einfuhr-, Ausfuhr- und Durch- 
fuhrverbote oder -beschränkungen zu erlassen. 

6. Der Richtlinienentwurf hat als eine der grund- 

legenden Maßnahmen eine Inventarisierung der 
Schadorgnismen zum Gegenstand, deren Ein- , 
Schleppung in die Mitgliedstaaten und damit in i 
die Gemeinschaft mit allen Mitteln verhindert : 
werden muß. : 

Hierbei — wie auch in anderem Zusammenhang 
— ist weitgehend auf die Empfehlungen der 
Pflanzenschutz-Organisation für Europa und 
den Mittelmeerraum zurückgegriffen worden. 
Außerdem sollen diejenigen Schadorganismen 
in einer Liste zusammengefaßt werden, deren . 
Einschleppung zumindest an bestimmten Pflan- | 
zen und Pflanzenerzeugnissen ausgeschlossen j 
werden muß. 

Diesem Ziele dienen in Verbindung mit Arti- i 
kel 3 die Anlagen I und II, welche außerdem 
diejenigen Schadorganismen aufführen, die nur i 
für einzelne Mitgliedstaaten eine Gefahr dar- | 
stellen, so daß es diesen selbst obliegen soll, | 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. ■ 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 965 


Dieser Einwand ist zwar sicherlich zutreffend, 
aber die Sachverständigen der anderen Mit- 
gliedstaaten sind übereingekommen, daß in den 
in Anlage III aufgeführten Fällen eine wirk- 
same Kontrolle eines Befalls oder des Freiseins 
der Ware von Schadorganismen beim Verbrin- 
gen in die Gemeinschaft nicht möglich ist und 
daß ein wirksamer Schutz nur durch absolute 
Einfuhrverbote erreicht werden kann. 

8. Das Hauptgewicht der Pflanzenschutzmaßnah- 
men im zwischenstaatlichen Warenverkehr liegt 
seit langem auf gesetzlichen Verboten, Pflan- 
zen, Pflanzenerzeugnisse und Erde in die ein- 
zelnen Länder zu verbringen, wenn ihnen Schad- 
organismen anhaften, d. h. wenn sie von sol- 
chen befallen sind. 

Um die Einhaltung dieser Verbote sicherzustel- 
len, lassen die Mitgliedstaaten bestimmte Wa- 
ren, die vornehmlich als Träger von Schad- 
organismen bekannt sind, nur über die Grenze, 
wenn sie im Ursprungs- oder Versandland auf 
das Freisein von Schadorganismen untersucht 
worden sind. Das positive Ergebnis dieser Un- 
tersuchung muß auf einem Pflanzengesundheits- 
zeugnis des amtlichen Pflanzenschutzdienstes 
bescheinigt sein. Das Muster für dieses Zeugnis 
ist in dem Internationalen Pflanzenschutzabkom- 
men vom 6. Dezember 1951 festgelegt und soll 
auch im Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
gelten (Artikel 7 in Verbindung mit Anlage VI). 

9. Um sicherzugehen, lassen es die Empfangslän- 
der nun weitgehend noch nicht dabei bewenden, 
eine Untersuchung vor der Ausfuhr und ein 
Zertifikat beim Verbringen von Waren in ihr 
Gebiet zu verlangen. Sie kontrollieren vielmehr 
die Waren nochmals systematisch durch ihren 
eigenen Pflanzenschutzdienst und dies • — von 
Ausnahmen wie z. B. im Luft- bzw. Postverkehr 
abgesehen — beim Überschreiten der Grenze 
in enger Verbindung mit der Zollabfertigung. 

Diese Grenzkontrollen werden aber mit dem 
Fortschreiten des Gemeinsamen Marktes im in- 
nergemeinschaftlichen Warenverkehr schritt- 
weise abgebaut werden und schließlich gänzlich 
verschwinden, so daß die Gemeinschaft inso- 
weit ein einheitliches Wirtschaftsgebiet wird. 

Hierauf muß sich auch das Pflanzenschutzrecht 
der Gemeinschaft schon jetzt einstellen und 
diese Entwicklung damit vorantreiben. 

In diesem Sinne ist die Kommission der Auf- 
fassung, daß die Mitgliedstaaten die systema- 
tischen pflanzensanitären Einfuhrkontrollen im 
innergemeinschaftlichen Verkehr abbauen müs- 
sen (Artikel 10, insbesondere dessen Absatz 3). 
Da dies nicht von einem Tag auf den anderen 
möglich ist und weil erst noch eine gegenseitige 
Vertrauensgrundlage geschaffen werden muß, 
sieht der Entwurf (Artikel 15 Abs. 1) vor, daß 
dieser Abbau erst spätestens zwei Jahre nach 
der Umsetzung der Richtlinie in das nationale 
Recht zu beginnen hat. Auch nach dieser Frist 


7. Ein wirksamer Schutz gegen die Einschleppung 
von gefährlichen Schadorganismen läßt sich 
nicht immer durch Einfuhrverbote für befallene 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse erreichen, da 
es oft nicht möglich ist, ihr Vorhandensein beim 
Verbringen in ein Land festzustellen. Dies 
rechtfertigt absolute Einfuhrverbote (Artikel 4 
in Verbindung mit Anlage III) oder besondere 
Anforderungen an die Kontrolle in den Ur- 
sprungsländern (Artikel 5 in Verbindung mit 
Anlage IV). Die Berechtigung absoluter Einfuhr- 
verbote wird allerdings von den niederländi- 
schen Sachverständigen in Zweifel gezogen, 
weil hierdurch auch Pflanzen und Pflanzen- 
erzeugnisse betroffen werden können, die nicht 
befallen sind. 


10 . 
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soll es weiterhin zulässig sein, gelegentliche 
pflanzensanitäre Stichprobenuntersuchungen 
durchzuführen, uni das Funktionieren des Ge- 
meinschaftssystems sicherzustellcn. Mit zuneh- 
nehmendem Vertrauen verden dann diese Kon- 
trollen im Laufe der Zeit seltener werden und 
schließlich ganz unterbleiben, wie dies bereits 
jetzt schon zwischen einigen Mitgliedstaaten der 
Fall ist. Wo allerdings Anhaltspunkte für einen 
Befall bestehen, werden immer systematische 
Untersuchungen zugelassen werden müssen. 
Solche Anhaltspunkte können unter anderem 
bestehen, wenn etwa die pflanzensanitären Un- 
tersuchungen eines Versandlandes noch nicht 
sorgfältig genug vogenommen werden. 

11. Damit derartige Unzuträglichkeiten vermieden 
werden, müssen die bereits jetzt schon vorge- 
nommenen Untersuchungen beim Verbringen 
von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und ande- 
ren Gegenständen noch intensiviert werden. 
Um eine ausreichende Gewähr hierfür zu schaf- 
fen, ist vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten für 
das Verbringen in andere Mitgliedstaaten die 
Vornahme von gründlichen Untersuchungen 
(Artikel 6 in Verbindung mit Anlage V) und 
die Lieferung eines Pflanzengesundheitszeug- 
nisses (Artikel 7 ff. in Verbindung mit An- 
lage VII) vorschreiben. 

12. Eine weitere Erleichterung des Verkehrs ist 
durch die Schaffung eines pflanzensanitären 
Weiterversendungszeugnisses (Artikel 8 inVer- 
bindung mit Anlage VII) für gewisse Formen 
des Transitverkehrs vorgesehen. 

13. Im übrigen sollen die Beschränkungen fest- 
gelegt werden, welche die Mitgliedstaaten noch 
künftig im Zusammenhang mit pflanzensanitä- 
ren Maßnahmen im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr anwenden dürfen (Artikel 10 
Abs. 1 und 2). Es sind dies insbesondere das 
Recht, Einlaßstellen für Pflanzen, Pflanzen- 
erzeugnisse und Erde vorzusehen, für bestimm- 
te Pflanzen (Anlage VI) eine Entseuchung vor- 
zuschreiben sowie zu verlangen, daß alle Wa- 
ren für eine Kontrolle ordnungsgemäß darzu- 
legen sind. Außerdem können Beschränkungen 
bei Nichtbezahlung von Gebühren für in der 
Richtlinie vorgesehene Maßnahmen festgelegt 
werden. Eine Harmonisierung der Pflanzen- 
schutzgebühren selbst erfolgt dagegen nicht. 

14. Es soll den Mitgliedstaaten andererseits ge- 
stattet sein, in einer Reihe von Fällen, in denen 
eine Ausbreitung von Schadorganismen nicht zu 
besorgen ist, Ausnahmen von sonst zwingen- 
den Vorschriften zuzulassen. Dies gilt auch für 


Versandländer, wenn die Bestimmungsländer 
auf die Anwendung einzelner Vorschriften ver- 
zichten, wie z. B. auf die Beifügung eines Pflan- 
zengesundheitszeugnisses (Artikel 12). 

15. Hinsichtlich der Einfuhr aus dritten Ländern 
sollen die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, 
mindestens ein Pflanzengesundheitszeugnis zu 
verlangen und selbst systematische Einfuhr- 
untersuchungen bei denjenigen Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnissen sowie bei Erde durchzu- 

I führen, für die im innergemeinschaftlichen Ver- 
i kehr eine Untersuchungspflicht der Versandlän- 
der besteht (Artikel 11 in Verbindung mit An- 
lage V). 

16. Wenn es auch das Ziel des Richtlinienentwurfs 
i ist, die Pflanzenschutzvorschriften für den in- 
nergemeinschaftlichen Warenaustausch mög- 
lichst zu vereinheitlichen, so muß den Mitglied- 
staaten dennoch die Freiheit gelassen werden, 
bei dringender Gefahr einer Einschleppung oder 

; Ausbreitung von Schadorganismen in ihrem 
j Gebiet sofortige Abwehrmaßnahmen zu treffen 
(Artikel 13). Diese können über die in der Richt- 
linie vorgesehenen Maßnahmen hinausgehen 
und auch bisher in der Richtlinie nicht genannte 
Schadorganismen betreffen. Die Klausel soll je- 
doch nur zu vorläufigen Maßnahmen ermächti- 
: gen, bis nämlich der Ministerrat oder die Kom- 

mission eine Gemeinschaftsregelung getroffen 
haben. 

i 17. Als Schutzobjekt sollen von der Richtlinie die 
; Vorräte von Pflanzenerzeugnissen ausgenom- 
I men werden, da insoweit die Meinungen der 
nationalen Sachverständigen noch weit ausein- 
andergehen. Es handelt sich hier insbesondere 
um den Schutz von Getreide, trockenen Hülsen- 
früchten und Preßrückständen der Ölgewin- 
nung, welche durch eine Reihe von Käfern ge- 
fährdet sind. Hier wird es also vorerst noch da- 
bei bleiben, daß einige Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage von Artikel 36 des Vertrages von 
, Rom Einfuhrverbote oder -beschränkungen für 
I die genannten Pflanzenerzeugnisse anwenden, 

I wenn sie von Schadorganismen befallen sind. 

1 18. Für die Anpassung der nationalen Gesetz- 
I gebungen an die Richtlinie wird eine Frist von 
mindestens zwei Jahren nach Bekanntgabe der 
Richtlinie für notwendig und angemessen ange- 
j sehen (Artikel 15). Hinzu kommt die bereits 
erwähnte weitere Frist von zwei Jahren für die 
Einstellung der systematischen Einfuhrunter- 
suchungen im innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr. 
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